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zur Neubildung der Ausſchüſſe zur Feſtſtellung des Steuerwertes ſtädtiſcher Grundſtücke. 
N Vom 4. April 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 10 in Verbindung mit § 2a des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. 6. 1932 (G. Bl. S. 273) und des § 4 der Verordnung zur Anderung 
der Rechtsverordnung über die Erhebung einer Grundvermögenſteuer vom 1. Auguſt 1933 (G. Bl. 
S. 367) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: f 8 


s Artikel ! 5 ; 

§ 30 der Verordnung über die Erhebung einner Grundvermögenſteuer vom 24. 3. 1932 (G. Bl. 
S. 173) erhält folgenden Wortlaut: f a 

„Ss 30 N N 

(1) Die Feſtſtellung des Steuerwertes der Grundſtücke im Sinne des § 2 Abſ. 1 erfolgt durch 
den für das einzelne Grundſtück örtlich zuſtändigen nach $ 20 des Steuergrundgeſetzes gebildeten 
Steuerausſchuß (Unterausſchuß). 

(2) Die Städte können in der erſten nach $ 12 Abſ. 2 zu erlaſſenden Steuerordnung beſchließen, 
daß die Feſtſtellung des Steuerwertes für die in ihrem Bezirk gelegenen Grundſtücke abweichend von 
Abſatz 1 durch einen beſonderen Gemeindeausſchuß vorzunehmen iſt. = 

(3) Der Vorſitzende dieſes Gemeindeausſchuſſes und ſein Stellvertreter ſowie die Zahl der Aus⸗ 
ſchußmitglieder iſt in der Stadtgemeinde Danzig vom Senat, in den übrigen Städten durch den 
Magiſtrat zu beſtimmen. Den Gemeindeausſchüſſen gehören von Amts wegen an je ein Vertreter 
der Kataſterverwaltung und des Steueramts, das für die Veranlagung zur Vermögenſteuer in dem 
in Frage kommenden Gemeindebezirk zuſtändig iſt. Das Mitglied der Kataſterverwaltung wird vom 
Senat (Abt. O), das Mitglied des Steueramts von deſſen Vorſteher und zwar von Fall zu Fall be⸗ 
ſtimmt. Die übrigen Mitglieder der Ausſchüſſe und ihre Vertreter ſind in der Stadtgemeinde Danzig 
vom Senat, in den übrigen Städten vom Magiſtrat zu ernennen. Sie müllen. mindeſtens zur Hälfte 
Eigentümer von Grundſtücken im Sinne des § 2 Abſ. 1 ſein. Auf die Rechte und Pflichten der Ge⸗ 
meindeausſchüſſe und ihrer Vorfigenden, auf ihr Verfahren und die Stellung ihrer Mitglieder und 
deren Vertreter finden die einſchlägigen Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die Steueraus⸗ 
ſchüſſe entſprechende Anwendung.“ : ; > a 

Artikel [I 5 N 

(1) Die gemäß 8 30 der Rechtsverordnung über die Erhebung einer Grundvermögenſteuer vom 
24. März 1932 (G. Bl. S. 173) gebildeten Gemeindeausſchüſſe find mit Wirkung vom 1. April 
1934 ab neu zu bilden. Zum gleichen Zeitpunkt gelten die bisherigen Gemeindeausſchüſſe als auf⸗ 
gelöſt. 

: (2) Die Amtsperiode der nach Abſ. 1 neugebildeten Gemeindeausſchüſſe läuft bis zum 31. 12. 
1936. 4789187 
(3) Soweit die Ernennung der Mitglieder der Gemeindeausſchüſſe nicht durch den Senat zu er⸗ 
folgen hat, iſt die Liſte der zu ernennenden Mitglieder vor der Ernennung dem Leiter des Landes⸗ 
ſteueramtes vorzulegen, der zu prüfen hat, ob die für die Ernennung geltenden Vorſchriften in vollem 
Umfange beachtet ſind. Im Fall von Beanſtandungen ſind die Magiſtrate verpflichtet, nicht geeignete 
Mitglieder durch geeignete zu erſetzen. 


Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages! 19. 4. 1934.) 


A Sen 2⁵⁰ 
a Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 4. April 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning von Wnuck Dr. Hoppenrath 
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des internationalen Abkommens über den Kraftfahrzeugverkehr vom 24. April 1926 auf die ſpaniſche 
Zone von Marokko. 


Die ſpaniſche Regierung hat die Ausdehnung des internationalen Abkommens über den Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr vom 24. April 1926 auf die ſpaniſche Zone von Marokko mit Wirkung vom 8. Ja⸗ 
nuar 1935 nach Artikel 14 dieſes Abkommens beſchloſſen. 

Die Anterſcheidungszeichen nach Artikel 5 dieſes Abkommens find die Buchſtaben M. E. 

Danzig, den 31. März 1934. : 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greijer Dr. Hoppenrath 


9⁵ Berichtigung. 
1. In der Verordnung über Strafvollſtreckungs⸗ und Gnadenrecht vom 27. Februar 1934 (G. Bl. 
S. 91) ſind folgende Fehler zu berichtigen: 
a) Im 8 6 Abſ. 3 in der erſten Zeile muß es „Strafart“ heißen ſtatt „Straftat“, 
b) Im $ 12 Abf. 5 iſt hinter dem Wort „Arbeit“ ein Komma zu ſetzen, 
e) Im 8 48 Abſ. 1 muß es „der Strafvollſtreckung“ heißen ſtatt „oder Strafvollſtreckung“, 
d) Im 8 57 Abſ. 2 iſt in Zeile 5 hinter dem Wort „Führung“ das Wort „während“ einzu- 
ſetzen. 

2. In der Verordnung zur Ausführung der Verordnung über Strafvollſtreckungs⸗ und Gnaden⸗ 
recht vom 27. Februar 1934 (G. Bl. S. 91) vom 27. Februar 1934 (G. Bl. S. 104) ſind fol⸗ 
gende Fehler zu berichtigen: 

a) In der Einleitung muß es heißen: „Auf Grund des § 73 der Verordnung über Strafvoll⸗ 
ſtreckungs⸗ und Gnadenrecht vom 27. Februar 1934 (G. Bl. S. 91) wird beſtimmt:“, 

b) Zu 8 5 Abſchnitt II Abſ. 1 iſt in der dritten Zeile hinter dem Wort „Rechtshilfe“ ein Klam⸗ 
merzeichen zu ſetzen, 

c) Zu 8 5 Abſchnitt VI ſind die Abſätze mit den Zahlen (1) und (2) zu verſehen, 

d) Zu $ 47 Abſchnitt IX muß es „Geſuchſtellern“ heißen ſtatt „Geſuchſtellen“, 

e) Auf Seite 114 iſt vor dem zweiten Abſatz von unten am Rande zu ſetzen: „zu § 56“, 

1) Zu 8 56 Abſchnitt I und II fällt die in Klammer geſetzte Zahl „(1)“ fort, 

2) Zu 8 56 Abſchnitt I muß es in der dritten Zeile und zwar bei dem erſten Wort „Geſamt⸗ 
ſtrafen“ heißen „Geſamtſtrafe“ ſtatt „Geſamtſtrafen“, 

h) In der Anlage A auf Seite 118 muß es in Spalte 6 „(8 70 Abſatz 2 der Verordnung vom 
27. 2. 1934)“ heißen ſtatt „(8 70 Abſatz 2 des Geſetzes vom 1. 8. 1933), f 

i) In der Anlage B auf Seite 122 muß es bei la „Senats“ heißen ftatt. „Juſtizminiſters“, 

Danzig, den 3. April 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


96 Berichtigung. 

In der Verordnung betr. die Einkommenſteuer der nichtbuchführenden Landwirte vom 24. Januar 
1934 (Geſetzblatt 1934 S. 29) iſt in § 10 Abſ. 23eile 3 ſtatt „Ss 8 Abſ. 3“ zu ſetzen „§ 8 Abſ. 4%. 
. Danzig, den 7. April 1934. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 


97 Berichtigung. i 

In der Verordnung zur Abänderung des Richterwahlgeſetzes vom 16. März 1934 (Geſetzblatt S. 171): 
iſt folgender Fehler zu berichtigen: 

In Artikel I Ziffer 5 wird in Abſatz 7 des 5 6 hinter dem Wort „in“ das Wort „öffentlicher“ 
eingefügt. f 
Danzig, den 11. April 1934. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning. Dr. Wiereinski⸗Keiſer. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Gefegblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Damig. 


